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Preußiſche Geſetzſammlung 


Nr. 2. 5 


Jahrgang 1922 


Inhalt: Geſetz über eine zweite Ergänzung zu dem Geſetze vom 23. April 1921 über die Entſchädigung der Mitglieder und des 


Präſidenten des Preußiſchen Landtags, S. 9. — Verordnung zur Ergänzung der Verordnung über das Koſtenweſen 
bei der Auflöſung der Familiengüſer und Hausvermögen vom 18. Juni 1921, S. 10. — Verordnung über das Kriegsgeſetz zur 
Vereinfachung der Verwaltung vom 13. Mai 1918, S. 10. — Verordnung, betreffend Ausführung des § 91 des Geſetzes über die 


Verſorgung der Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen bei Dienſtbeſchädigung (Reichsverſorgungsgeſetzz vom 12. Mai 1920, S. 10. 
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(Nr. 12218.) Geſetz über eine zweite Ergänzung zu dem Geſetze vom 23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361) 
über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des Preußiſchen Landtags. 
Vom 12. Januar 1922. 5 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Einziger Artikel, 
Das Geſetz vom 6. Auguſt 1921 (Geſetzſamml. S. 481) zur Ergänzung des Geſetzes über die 
Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des Preußiſchen Landtags vom 23. April 1921 


(Geſetzſamml. S. 361) wird dahin geändert, daß vom 1. Dezember 1921 an 


1. den in der Stadtgemeinde Berlin wohnhaften Mitgliedern a 
a) zur Aufwandsentſchädigung ein Teuerungszuſchlag von monatlich eintauſendfünf⸗ 
hundert Mark gewährt, 
b) zu dem im $ 2 bezeichneten Tagegeld ein Teuerungszuſchlag von fünfzig Mark, 
für Sitzungen außerhalb der Stadtgemeinde Berlin von ſiebzig Mark gewährt, 
e) beim Abzuge nach § 3 ein um fünfzig Mark erhöhter Betrag abgezogen wird; 
2. den übrigen Mitgliedern b | 
a) zur Aufwandsentſchädigung ein Teuerungszuſchlag von monatlich zweitauſend Mark 


gewährt, 
b) zu dem im § 2 bezeichneten Tagegeld ein Teuerungszuſchlag von ſiebzig Mark 
gewährt, f 


e) beim Abzuge nach § 3 ein um ſiebzig Mark erhöhter Betrag abgezogen wird. 
Das vorſtehende Geſetz wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von ſeinem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. i 
Berlin, den 12. Januar 1922. 
Sichel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


Goſetzſammlung 1922. (Nr. 12218—-12221.) 
Ausgegeben zu Berlin den 23. Januar 1922. 


or 


* 


(Nr. 12219.) Verordnung zur Ergänzung der Verordnung über das Koft 
Familiengüter und Hausvermögen vom 18. Juni 1921 
30. November 1921. 


Auf Grund der SS 3, 25 des Adelsgeſetzes vom 23. Juni 1920 (Geſetzſam! 
§ 41 Abſ. 2 der Zwangsauflöſungsverordnung vom 19. November 1920 ( 
das Staatsminiſterium, was folgt: 


enweſen bei der Auflöſung der 
(Geſetzſamml. S. 429). Vom 


nl. S. 367) in Verbindung mit 
Geſetzſamml. S. 463) verordnet 


= Die Verordnung über das Koſtenweſen bei der Auflöfung der Familiengüter und Haus, 


vermögen vom 18. Juni 1921 erhält folgenden 
§ 15a. 


Bei der den Auflöſungsämtern oder ihren Mitgliedern durch die Allgemeine Verfügung des 
Juſtizminiſters vom 20. September 1921 (JM Bl. S. 498) zugewieſenen beurkundenden Tätigkeit 
finden die Beſtimmungen des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes entſprechende Anwendung. 


Berlin, den 30. November 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium 
Braun. am Zehn hoff— v. Richte 


T. 


(Nr. 12220.) Verordnung über das Kriegsgeſetz zur Vereinfachung der Verwaltung vom 13. Mai 1915 


(Geſetzſamml. S. 53). Vom 29. Dezember 1921. 
A Einziger Paragraph— 
Auf Grund des Geſetzes, betreffend die Ermächtigung des Stagtsminiſteriums 


zur Feſtſtellung der Beendigung 


des Kriegszuſtandes, vom 31. Juli 1921 (Geſetzſamml. S. 481) wird beftimmt, daß im Sinne des Artikel 13 


Abſ. 3 Satz! des Kriegsgeſetzes zur Vereinfachung der Verwaltung vom 185 


Mai 1918 (Geſetzſamml. S. 53) 


der Kriegszuſtand mit Ablauf des II. November 1921 als beendet anzufeben iſt. 2 


Berlin, den 29. Dezember 1921. 
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Das Preußiſche Staatsminiſterium 


. 


Braun. am Zehnhoff. Severing. v. Richter. Wendorff. Siering. Boelitz. 
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(Nr. 12221.) Verordnung, betreffend Ausführung des § 1 des Geſetzes über die Verſorgung der Militär⸗ 


perſonen und ihrer Hinterbliebenen bei Dienſtbeſchädigung (Reichsverſorgungsgeſetz) vom 


12. Mai 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 989). Vom 29. Dezember 


Auf Grund des § 91 des Geſetzes über die Verſorgung der Militärperſone 


1921. 


n und ihrer Hinterbliebenen bei 


Dienſtbeſchädigung (Reichsverſorgungsgeſetz) vom 12. Mai 1920 werden für Preußen als höhere Verwaltungs— 


behörden im Sinne des 8 90 Ab. 3 des Geſetzes die Regierungspräſidenten, 
der Oberpräſident als Demobilmachungskommiſſar für Berlin beſtimmt. 


Berlin, den 29. Dezember 1921. 


für die Stadtgemeinde Berlin 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. am Zehnhoff— Severing. v. Richter. Wendorff. Sie 


ring. Boelitz. Hirtſiefer. 
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